
  
Anwalt für Strafrecht: Mord/politisches Tatmotiv

  

Eine politische Tatmotivation jenseits des Widerstandsrechts aus Art. 20 Abs. 4 GG ist ein niedriger
Beweggrund im Sinne eines Mordes.

  

Der Bundesgerichtshof befasste sich in seinem Beschluss vom 22. August 2019 (StB 21/19) damit, ob ein
politisches Tatmotiv ein niedriger Beweggrund im Sinne eines Mordes darstellt. Wegen Mordes macht sich
strafbar, wer einen anderen Menschen aus niedrigen Beweggründen tötet. Der Beschuldigte in dem, dem
Beschluss des BGHs zugrunde liegenden Sachverhalt, tötete den Betroffenen nach dem gegenwärtigen
Ermittlungsstand wegen dessen politischer Überzeugung und Betätigung als Regierungspräsident und
gleichsam für die von ihm vertretene liberale Linie in der Flüchtlingspolitik. Nach Auffassung des
Bundesgerichtshofs handelte der Beschuldigte vermutlich aus niedrigen Beweggründen. Eine politische
Tatmotivation ist jenseits des Widerstandsrechts aus Art. 20 Abs. 4 GG nach allgemeiner sittlicher
Anschauung grundsätzlich verachtenswert und steht auf tiefster Stufe, da die bewusste Missachtung des
Prinzips der Gewaltfreiheit der politischen Auseinandersetzung durch physische Vernichtung politischer
Gegner mit der Rechtsordnung schlichtweg unvereinbar ist.
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